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Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

ZPO § 727 
Klauselumschreibung auf den Zessionar; An-
forderungen an den Nachweis der Abtretung

I. Sachverhalt
Der bisherige Gläubiger (Zedent) und der neue Gläubi-
ger (Zessionar) einer titulierten Forderung haben eine 
Bestätigung über die Abtretung der Forderung unter-
zeichnet. Nur die Unterschrift des Zedenten wurde 
notariell beglaubigt. Das Amtsgericht, welches für die 
Erteilung der Vollstreckungsklausel zuständig ist, lehnt 
die Umschreibung der Vollstreckungsklausel auf den 
Zessionar unter Hinweis auf den Beschluss des BGH 
vom 22.5.2019 (Az.: VII ZB 87/17, RNotZ 2019, 537 
= DNotZ 2019, 919) ab, wonach zwar eine Abtretungs-
bestätigung als Nachweis i. S. d. § 727 ZPO ausreiche, 
diese jedoch sowohl vom Zedenten als auch vom Zessio-
nar notariell beglaubigt unterzeichnet sein müsse.

II. Frage
Ist es für den Nachweis des Rechtsübergangs im Rah-
men des §  727 ZPO erforderlich, dass auch der Zes-
sionar die Abtretung bzw. Abtretungsbestätigung in 
notariell beglaubigter Form unterzeichnet, oder ist dem 
Gericht gegenüber die Annahme der Abtretung dadurch 
off enkundig, dass der Zessionar den Antrag auf Klausel-
umschreibung stellt?

III. Zur Rechtslage
1. Gemäß §  727 Abs. 1 ZPO kann eine vollstreckba-
re Ausfertigung für den Rechtsnachfolger des in dem 
Urteil bezeichneten Gläubigers erteilt werden, sofern die 
Rechtsnachfolge bei dem Gericht off enkundig ist oder 
durch öff entliche oder öff entlich beglaubigte Urkunden 
nachgewiesen wird. 

Der Nachweis der Rechtsnachfolge durch öff entlich be-
glaubigte Urkunden ist nach allgemeiner Auff assung ge-
führt, wenn aufgrund der Beweiskraft dieser Urkunden 
mit dem Eintritt der nachzuweisenden Tatsache dem 
gewöhnlichen Geschehensablauf nach gerechnet 
werden kann (vgl. nur BGH RNotZ 2019, 537 Rn. 28; 
DNotZ 2018, 223 Rn. 15 m. w. N.). 
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Daraus wird nach h.  M. (bisher jedenfalls) gefolgert, 
dass im Falle einer Abtretung der titulierten Forderung 
der Nachweis der Abgabe der Abtretungserklärung des 
Zedenten in der Form des § 727 ZPO genügt (Winkler, 
RNotZ 2019, 117, 126, 132; Wolfsteiner, Die voll-
streckbare Urkunde, 4. Aufl . 2019, Rn. 46.22, Münch-
KommZPO/Wolfsteiner, 6. Aufl . 2020, § 727 Rn. 69; 
Saenger/Kindl, ZPO, 9.  Aufl . 2021, §  727 Rn.  4; 
BayObLG DNotZ 1997, 77, 78). Dass der Zessionar 
die Abtretungserklärung angenommen habe, ergebe 
sich bereits aus der Stellung des Antrags auf Klauselum-
schreibung (so ausdrücklich Winkler, RNotZ 2019, 117, 
126, 132; Saenger/Kindl, § 727 Rn. 4).

2. Fraglich ist jedoch, ob dem vom Amtsgericht ange-
führten Beschluss des BGH vom 22.5.2019 entnommen 
werden kann, dass künftig im Falle der Vorlage einer 
Abtretungsbestätigung (also nicht der Abtretung selbst) 
die öff entliche Beglaubigung der Unterschrift des Zeden-
ten allein nicht mehr genügt, sondern auch die Unter-
schrift des Zessionars öff entlich beglaubigt sein muss. 

In diesem Beschluss hat der BGH unter Verweis auf einen 
Beschluss des OLG Schleswig (Beschl. v.  21.5.2010 – 
16  W  38/10, BeckRS 2010, 17297) entschieden, dass 
es als Nachweis i. S. d. § 727 ZPO ausreichen könne, 
„wenn eine öff entlich beglaubigte Abtretungsbestäti-
gung seitens des Zedenten und des Zessionars vorgelegt 
wird, in der hinreichend konkret auf die zuvor erfolgte 
Abtretung Bezug genommen und diese bestätigt wird“ 
(RNotZ 2019, 537 Rn.  29). Denn dem gewöhnlichen 
Geschehensablauf nach könne bei einer derartigen Be-
stätigung davon ausgegangen werden, dass die darin 
konkret in Bezug genommene und bestätigte Abtretung 
erfolgt sei (BGH RNotZ 2019, 537 Rn. 29).

Diese Formulierung des BGH kann jedoch nicht so ver-
standen werden, dass im Falle einer Abtretungsbestäti-
gung immer zwingend sowohl die Unterschrift des Ze-
denten als auch die des Zessionars öff entlich beglaubigt 
sein müssen. 

a) Der Entscheidung lag ein Sachverhalt zugrunde, in 
dem für die Umschreibung der Vollstreckungsklausel 
statt der Abtretungserklärung selbst eine Abtretungs-
bescheinigung des Zedenten und des Zessionars vorlegt 
wurde, wobei sowohl die Unterschrift des Zedenten als 
auch die des Zessionars notariell beglaubigt waren. Das 
Beschwerdegericht lehnte die Erteilung der Vollstre-
ckungsklausel mit dem Argument ab, dass eine solche 
Abtretungsbescheinigung nicht die Rechtsnachfolge in 
Form einer öff entlichen Urkunde nachweise und daher 
nicht den Formerfordernissen des § 727 Abs. 1 ZPO ge-
nüge (vgl. RNotZ 2019, 537 Rn. 22). 

Vor diesem Hintergrund stellte der BGH klar, dass 
für den Nachweis einer Rechtsnachfolge aufgrund Ab-
tretung bei der Erteilung einer vollstreckbaren Aus-
fertigung für den Rechtsnachfolger gem. § 727 Abs. 1 
ZPO nicht notwendig die Vorlage einer öff entlichen 
oder öff entlich beglaubigten Urkunde, die die Ab-
tretung selbst enthält, erforderlich ist (RNotZ 2019, 
537 Rn. 29). Es genügt als Nachweis, wenn – wie im 
konkret entschiedenen Fall – eine öff entlich beglau-
bigte Abtretungsbestätigung seitens des Zedenten 
und des Zessionars vorgelegt wird, in der hinreichend 
konkret auf die zuvor erfolgte Abtretung Bezug genom-
men und diese bestätigt wird (BGH RNotZ 2019, 537 
Rn. 29).

Die wesentliche Aussage des BGH ist hier u. E. darin zu 
sehen, dass nicht die Abtretungserklärung selbst in öf-
fentlich beglaubigter Form vorgelegt werden muss, son-
dern auch eine Bestätigung über die Abtretung genügt. 
Dass der BGH im Zusammenhang mit der öff entlich 
beglaubigten Abtretungsbestätigung sowohl Zedent als 
auch Zessionar nennt, dürfte eher dem Umstand ge-
schuldet sein, dass die Bestätigung im entschiedenen 
Fall durch beide in öff entlich beglaubigter Form unter-
schrieben war. Das Gericht musste sich also gar nicht 
mit der Frage befassen, ob es genügen würde, wenn nur 
die Unterschrift des bestätigenden Zedenten öff entlich 
beglaubigt ist. 

So war es auch in dem vom BGH zitierten Beschluss des 
OLG Schleswig. Auch dort ging es um eine Abtretungs-
bestätigung, die durch alle Beteiligten unterschrieben 
war, wobei die Unterschriften aller Beteiligten öff ent-
lich beglaubigt waren. Das OLG hat sich in diesem Fall 
vor allem mit zwei Fragen auseinandergesetzt: Erstens, 
ob die Vorlage einer notariell beglaubigten Abschrift 
der Abtretungsbestätigung samt Beglaubigungsvermer-
ken genügt (und dies bejaht, vgl. ersten amtl. Ls.) und 
zweitens, ob bezüglich eines Beteiligten, dessen Unter-
schrift durch einen schweizerischen Rechtsanwalt be-
glaubigt wurde, ebenfalls eine öff entliche Beglaubigung 
i. S. d. § 40 BeurkG vorliegt (und dies ebenfalls bejaht). 
Da nach Auff assung des OLG die Unterschriften aller 
Beteiligten öff entlich beglaubigt waren, musste es sich 
ebenfalls nicht mit der Frage auseinandersetzen, ob es 
für den Nachweis der Rechtsnachfolge erforderlich ist, 
dass auch die Unterschrift des Zessionars öff entlich be-
glaubigt vorliegt. 

Vor diesem Hintergrund kann der Verweis des BGH auf 
den OLG-Beschluss u. E. nicht so verstanden werden, 
dass der BGH damit ausdrücken wollte, dass eine Ab-
tretungsbestätigung, die nur durch den Zedenten in be-
glaubigter Form unterschrieben wurde, nicht ausreichen 
würde. 
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b) Hierfür spricht ferner eine im vorgenannten Beschluss 
des BGH zitierte Entscheidung desselben. In diesem 
Fall hatte das Gericht entschieden, dass für den Nach-
weis der Freigabe eines Grundstücks aus dem Insolvenz-
beschlag für Zwecke der Klauselumschreibung nicht 
zwingend die Freigabeerklärung des Insolvenzverwalters 
in Form einer öff entlichen oder öff entlich beglaubigten 
Urkunde und ein Nachweis der Übermittlung der Frei-
gabeerklärung an den Schuldner mittels öff entlicher 
Urkunde erforderlich ist. Es genügt, wenn aus einer an-
deren öff entlichen Urkunde dem gewöhnlichen Gesche-
hensablauf nach der Schluss gezogen werden kann, dass 
das Grundstück vom Insolvenzbeschlag freigegeben ist 
(BGH DNotZ 2018, 223 Rn. 16). Diese Voraussetzung 
ist erfüllt, wenn aufgrund eines Grundbuchauszuges 
festgestellt werden kann, dass der Insolvenzvermerk 
gelöscht ist (BGH DNotZ 2018, 223 Rn.  17). Denn 
die Löschung des Insolvenzvermerks beruht entweder 
auf einer Verfahrenserklärung des Insolvenzgerichts 
oder einer Verfahrenserklärung des Insolvenzverwal-
ters. Aufgrund des gewöhnlichen Geschehensablaufs 
kann deshalb aus der Löschung des Insolvenzvermerks 
im Grundbuch der Schluss gezogen werden, dass das 
Grundstück nicht mehr dem Insolvenzbeschlag unter-
liegt (BGH DNotZ 2018, 223 Rn. 19).

Bemerkenswert hieran ist, dass die Freigabe von Ver-
mögensgegenständen vom Insolvenzbeschlag materiell-
rechtlich durch eine empfangsbedürftige, unwiderrufl i-
che Erklärung des Insolvenzverwalters gegenüber dem 
Insolvenzschuldner erfolgt (BGH DNotZ 2018, 223 
Rn. 13, NJW 1994, 3232, 3233). Nach dieser Entschei-
dung bedarf es für die Klauselumschreibung jedoch 
noch nicht einmal der Bestätigung des Insolvenzver-
walters über seine Abgabe dieser Freigabeerklärung – 
geschweige denn der Bestätigung des Schuldners über 
den Zugang der Erklärung. Zum Nachweis der Freigabe 
genügt ein bloßer Grundbuchauszug, aus dem auf die 
Abgabe der Freigabeerklärung geschlossen werden kann 
– also ein bloßes Indiz für das Vorliegen der Erklärung. 

c) Die in lit.  b) genannte BGH-Entscheidung (dort 
unter Rn.  15) zitiert eine Entscheidung des RG. Dort 
ging es um eine Klauselumschreibung nach Pfändung 
und Überweisung der titulierten Forderung durch einen 
Gläubiger des Titelgläubigers. Obwohl im Rahmen der 
Klauselumschreibung geltend gemacht wurde, dass der 
Anspruch bereits zuvor durch einen Dritten gepfändet 
worden sei und daher nicht mehr durch den Gläubiger, 
der die Klauselumschreibung begehrte, hätte gepfändet 
werden können, ließ es das RG für den Nachweis der 
Rechtsnachfolge im Rahmen der Klauselumschreibung 
genügen, dass der Antragsteller im Besitz einer voll-
streckbaren Ausfertigung des Pfändungs- und Überwei-
sungsurteils war (RGZ 57, 326, 328). 

3. Die vorgenannte Rechtsprechung des BGH und des 
RG macht deutlich, dass für den Nachweis der Rechts-
nachfolge im Rahmen des Klauselumschreibung nicht 
sämtliche Zweifel an dem Eintritt der Rechtsnachfolge 
durch den Antragsteller mittels öff entlicher bzw. öff ent-
lich beglaubigter Urkunden ausgeräumt werden müssen. 
Somit genügt es, wenn die Abtretungsbestätigung durch 
den Zedenten unterschrieben und dessen Unterschrift 
öff entlich beglaubigt ist und der Zessionar die Klausel-
umschreibung beantragt, da dann nach dem gewöhn-
lichen Geschehensablauf davon ausgegangen werden 
kann, dass die bestätigte Abtretung tatsächlich stattge-
funden hat (die Bestätigung des Zedenten in öff entlich 
beglaubigter Form ebenfalls für ausreichend haltend: 
MünchKommZPO/Wolfsteiner, § 727 Rn. 69). 

ErbbauRG § 5
Erbschaftskauf vom Alleinerben über einen 
Nachlass, der ein Erbbaurecht ent hält, mit an-
schließender Übertragung des Erbbaurechts;  
Zustimmungs erfordernis, Vorkaufsrecht und 
automatischer Übergang von Mietverhältnis-
sen

I. Sachverhalt
X ist Alleinerbe des Erblassers Y geworden. Die Z-GbR 
möchte die Erbschaft von X kaufen. Im Nachlass befi n-
det sich ein Erbbaurecht. Die Veräußerung des Erb bau-
rechts bedarf – wie üblich – der Zustimmung des Grund-
stückseigentümers und für den Grundstückseigentümer 
besteht ein Vorkaufsrecht für alle Verkaufsfälle. Auf 
dem Erbbaurecht hatte Y selbst ein Eiscafé betrieben. 
Nach dem Erbfall hat X einen Miet vertrag über dieses 
Eiscafé mit einer GmbH (Gesellschafter und Geschäfts-
führer sind die Ge sellschafter der Z-GbR) geschlossen.

II. Fragen
1. Da es sich beim Erbschaftskauf vom Alleinerben um 
eine Einzelübertragung sämtlicher Nachlassgegenstän-
de handelt (mit Aufl assung bei Grundstücken etc.), stel-
len sich folgende Fragen:

a) Bedarf ein Erbschaftskauf vom Alleinerben, der die 
Übertragung eines Erbbaurechts umfasst, ebenfalls der 
Zustimmung des Grundstückseigentümers?

b) Besteht in diesem Fall auch das Vorkaufsrecht für den 
Grundstückseigentümer?

2. Was passiert mit dem Mietvertrag, den erst X abge-
schlossen hat? Geht dieser gem. § 566 BGB auf die er-
werbende Z-GbR über oder muss er separat von X als 
Vermieter auf die Z-GbR übertragen werden?
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III. Zur Rechtslage
1. Erbschaftskauf vom Alleinerben
In §  2371 BGB ist die Möglichkeit zum Verkauf der 
Erbschaft vorgesehen. Verkauft der Alleinerbe seine 
Erbschaft, handelt es sich dabei um einen Kaufvertrag, 
in dem der gesamte Nachlass mit allen Aktiven und Pas-
siven (Vermögensinbegriff ) verkauft wird. Dieser wird 
dinglich durch Übertragung der einzelnen Gegen-
stände vollzogen. Während also auf schuldrechtlicher 
Ebene eine Einigung über die Erbschaft „in Bausch 
und Bogen“ möglich ist, wird auf dinglicher Ebene 
nach dem sachenrechtlichen Bestimmtheitsgrundsatz 
über die einzelnen Gegenstände nach den jeweils für sie 
geltenden Regeln verfügt (Grüneberg/Weidlich, BGB, 
82. Aufl . 2023, § 2371 Rn. 3; Muscheler, RNotZ 2009, 
65, 68; BeckOGK-BGB/Grigas, Std.: 1.2.2023, § 2371 
Rn. 6, 9; BeckOK-BGB/Litzenburger, Std.: 1.11.2022, 
§ 2371 Rn. 12).

2. Zustimmung zum Erbschaftskauf
Das Erbbaurecht ist gem. § 1 Abs. 1 ErbbauRG grund-
sätzlich ein veräußerliches Recht. Gem. § 5 Abs. 1 Erb-
bauRG kann jedoch auch vereinbart werden, dass die 
Veräußerung des Erbbaurechts der Zustimmung des 
Eigentümers bedarf. Mit „Veräußerung“ ist lediglich die 
Verfügung gemeint (BeckOGK-ErbbauRG/Toussaint, 
Std.:  1.9.2022, §  5 Rn.  22, str.). Die Verfügung um-
fasst alle Übertragungen durch dingliches Rechtsge-
schäft ohne Rücksicht auf deren Rechtsgrund. Erfasst 
werden daher auch Verfügungen, die zur Erfüllung 
eines Ver mächtnisses oder einer Teilungsanordnung 
erfolgen (BeckOGK-ErbbauRG/Toussaint, § 5 Rn. 28; 
BeckOK-BGB/Maaß, Std.:  1.11.2022, §  5 ErbbauRG 
Rn. 4). Eine Erbteilsabtre tung dagegen fällt nicht unter 
die Vorschrift, selbst wenn das Erbbaurecht der einzige 
Nach lassgegenstand ist (BayObLG Rpfl eger 1968, 188; 
MünchKommBGB/Weiß, 9. Aufl . 2023, § 5 ErbbauRG 
Rn. 7), da es sich hier um eine Verfügung über einen 
Anteil an einem Gesamthandsvermögen handelt.

Bei dem Verkauf der Erbschaft durch einen Allein-
erben wird das Geschäft durch Über tragung aller ein-
zelnen Gegenstände nach den jeweils einschlägigen 
Vorschriften er füllt. Soweit im Nachlass Erbbaurech-
te enthalten sind, werden diese daher nach den allge-
mein für die Übertragung von Erbbaurechten geltenden 
Vorschriften übertragen (§§ 11 Abs. 1 S. 1 ErbbauRG, 
873  BGB). Entsprechend gelten hierfür auch die ge-
wöhnlichen Regeln hin sichtlich der Zustimmung zum 
dinglichen Rechtsgeschäft. Daher ist auch die Zustim-
mung gem. § 5 Abs. 1 ErbbauRG erforderlich, wenn 
eine solche Zustimmungspfl icht vereinbart worden ist. 
Auch für öff entlich-rechtliche Zustimmungspfl ichten, 
die an das dingliche Rechtsgeschäft anknüpfen (z.  B. 
eine Sanierungsgenehmigung nach BauGB), wird da-

von ausgegangen, dass diese bei der Übertragung von 
Einzelgegenständen zu beachten sind (BeckOGK-BGB/
Grigas, § 2371 Rn. 16).

3. Vorkaufsrecht des Grundstückseigentümers
In der Praxis üblich sind Vorkaufsrechte, die hinsicht-
lich des Erbbaurechts oder des Grundstücks für den 
Eigentümer oder Inhaber der jeweils anderen Sache be-
stellt werden. Vorkaufsfall ist dann nach allgemeinen 
Regeln (§§ 11 Abs. 1 S. 1 ErbbauRG, 1098 Abs. 1 S. 1, 
463 ff . BGB) der Ab schluss eines Kaufvertrags über den 
Vertragsgegenstand, hier also das Erbbaurecht. Es stellt 
sich jedoch die Frage, ob auch der Verkauf der Erbschaft 
einen solchen Vorkaufsfall aus löst.

Nach einer Ansicht liegt kein Kaufvertrag über das 
Erbbaurecht und damit kein Vorkaufsfall vor (aus 
der Literatur BeckOGK-BGB/Grigas, §  2371 Rn.  16; 
Soergel/Zimmermann, BGB, 13.  Aufl .  2002, §  2371 
Rn.  11; BeckOK-BGB/Litzenburger, §  2371 Rn.  16). 
Diese Meinung stützt sich maßgeblich auf ein Urteil 
des LG Berlin (Rpfl eger 1994, 502), das für einen Erb-
schaftskaufvertrag einen Vorkaufsfall abgelehnt hat (da-
mals im Rahmen eines gemeind lichen Vorkaufsrechts 
nach § 24 BauGB). Das Urteil stützt sich dabei wieder-
um auf ein Urteil des BGH (DNotZ 1970, 423 ff .) sowie 
einige Literaturfundstellen.

Das im Urteil des LG  Berlin zitierte Urteil des BGH 
ist aber (ebenso wie das weitere Urteil des LG  Mün-
chen II MittBayNot 1986, 179) für die hier vorliegen-
de Konstellation (die insoweit der des LG  Berlin ent-
sprach) nicht einschlägig, da sowohl der BGH als auch 
das LG München II über Erbteilskäufe zu entscheiden 
hatten. Dort lässt sich tatsächlich argu mentieren, dass 
kein Kaufvertrag über den Vertragsgegenstand abge-
schlossen wird. Soweit das Grundstück bzw. Erbbau-
recht in einer solchen Konstellation überhaupt be troff en 
ist, wird nur über den Gesamthandsanteil verfügt, nicht 
über das Grundstück oder das Erbbaurecht selbst. Wei-
ter geht weder die Entscheidung des BGH noch die des 
LG  München  II; auch die Literaturfundstelle, die das 
LG Berlin zitiert (W. Schrödter, in: Schrödter, BauGB, 
5. Aufl . 1992, § 24 Rn. 22), nennt als Ausnahmen vom 
Anwendungsbereich nur die Erbaus einandersetzung 
sowie den Erbteilskauf. Das LG  Berlin überträgt dies 
jedoch unhinterfragt auch auf den Fall eines (off enba-
ren) Allein erben (leider stellt das LG  Berlin nicht ab-
schließend klar, ob es sich um einen Alleinerben han-
delt, das Urteil lässt diese Deutung – die die Literatur 
aufgreift – jedoch jedenfalls zu bzw. legt diese nahe).

Dies überzeugt nicht. Der Erbschaftskauf vom Al-
leinerben ist grundsätzlich ein normaler Kaufver-
trag nach §§  433  ff . BGB, für den nach §§  2371  ff . 
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BGB lediglich einige Sonder regelungen gelten (Stau-
dinger/Olshausen, BGB, 2016, Vor. §§  2371  ff .
Rn.  16; Grüneberg/Weidlich, §  2371 Rn.  1; Soergel/
Zimmermann, Vor. § 2371 Rn. 1; MünchKommBGB/
Musielak, 9. Aufl . 2022, Vor. § 2371 Rn. 2). Verkauft 
wird ein „Inbe griff “ von Vermögenswerten, unter denen 
sich auch das Grundstück befi ndet. Die Lage ist daher 
u. E. nicht anders, als wenn neben dem vorkaufsrechts-
belasteten Gegenstand noch weitere Ge genstände zu 
einem Gesamtpreis verkauft werden. Für diesen Fall er-
gibt sich aus § 467 BGB, dass das Vorkaufsrecht eben-
falls – zu einem verhältnismäßigen Anteil des Ge samt-
kaufpreises – ausgeübt werden kann.

U. E. sollte daher für die vorliegende Konstellation (aus 
Sicht des X jedenfalls vorsorglich) von einem Vorkaufs-
fall ausgegangen werden. Auf die, soweit ersichtlich, 
überwiegend vertretene Ansicht in der Literatur sowie 
des LG Berlin sei jedoch hingewiesen.

4. § 566 BGB
§  566 BGB erstreckt einen Mietvertrag für den Fall 
einer Veräußerung durch den Vermieter nach Überlas-
sung des Wohnraums auf den neuen Eigentümer. Die 
Vorschrift fi ndet gem. § 578 Abs. 2 BGB auch auf den 
vorliegenden Gewerbemietvertrag Anwendung. Gleich-
falls gilt die Norm über die Verweisung in § 11 Abs. 1 
S. 1 ErbbauRG auch für den Inhaberwechsel am Erb-
baurecht (MünchKommBGB/Weiß, §  11 ErbbauRG 
Rn.  45; BeckOGK-BGB/Harke, Std.:  1.1.2023, § 566 
Rn. 11; LG Wiesbaden NJW 1962, 2352); lediglich für 
die Beendigung des Erbbaurechts sind im ErbbauRG 
abweichende Regeln zu Mietverträgen über das Erb-
baurecht getroff en (vgl. § 30 ErbbauRG).

Die Frage betriff t das Merkmal der „Veräußerung“. 
Hiermit ist ebenfalls – wie schon in §  5 ErbbauRG 
– das dingliche Rechtsgeschäft gemeint (BGH 
NJW  2008, 2256 Rn.  18; MünchKommBGB/Häub-
lein, 9. Aufl . 2023, § 566 Rn. 17; BeckOGK-BGB/Har-
ke, § 566 Rn. 34), sodass insofern die gleichen Regeln 
gelten. Der Rechtsgrund für die dingliche Verfügung ist 
auch hier unbeachtlich (BeckOGK-BGB/Harke, § 566 
Rn. 33). Da die Erfüllung des Erbschaftskaufs vom Al-
leinerben un zweifelhaft durch Verfügung (auch) über 
das Erbbaurecht bewirkt wird, ist § 566 BGB anwend-
bar. Es kommt daher zu einem automatischen Über-
gang des Mietvertrags auf den neuen Inhaber des Erb-
baurechts (so etwa MünchKommBGB/Häublein, § 566 
Rn.  30) bzw. nach Ansicht des BGH zur Entstehung 
eines neuen Mietverhältnisses zwischen dem Erwerber 
des Erbbaurechts und dem Mieter, und zwar mit dem 
gleichen Inhalt, mit dem es zuvor mit dem Veräußerer 
bestanden hat (vgl. BGH NJW 2006, 1800 Rn.  14; 
NJW 2014, 3775 Rn. 10).

Gutachten im Abrufdienst
Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutach-
ten-Abrufdienst im Internet unter: 

http://www.dnoti.de

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können die 
Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder mit 
Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt eben-
falls für die bisherigen Abruf-Gutachten.

FamFG § 13
Akteneinsichtsrecht des Notars; Notar als Behörde i. 
S. d. § 13 FamFG
Abruf-Nr.: 193082

UmwG §§ 99 ff ., 13 Abs. 1 u. 3, 8 Abs. 3, 9 Abs. 3, 
12 Abs. 3, 54 Abs. 1 S. 3, 5 Abs. 1 Nr. 7, 23; BGB 
§§ 177, 35
Verschmelzung eines eingetragenen Vereins zur 
Aufnahme durch GmbH; Zustimmungsbeschlüsse; 
Vollversammlung mit vollmachtlosen Vertretern; 
Beurkundung von Verzichten; Verzicht auf Anteilsge-
währung; Sonderrechte beim übertragenden Verein
Abruf-Nr.: 195448
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Deut sches Notar in sti tut (Heraus ge ber) 

– eine Ein rich tung der Bun des no tar kam mer, Berlin –  

97070 Würz burg, Ger ber stra ße 19 

Tele fon: (0931) 35576-0 Tele fax: (0931) 35576-225 

E-Mail: dnoti@dnoti.de Inter net: www.dnoti.de 

Hin weis: 

Die im DNotI-Report ver öff  ent lich ten Gut ach ten und Stel lung nah men 

geben die Mei nung der Gut ach ter des Deut schen Notar in sti tuts und 

nicht die der Bun des  no tar kam mer wie der. 

Ver ant wort li cher Schrift lei ter: Notar a. D. Dr. Andreas Bernert

Redaktion: Notarassessor Alexander König

Bezugs be din gun gen: 

Der DNotI-Report erscheint zwei mal im Monat und kann beim 

Deut schen Notar in sti tut oder im Buch han del bestellt wer den. Abbe stel-

lun gen müs sen mit vier tel jähr li cher Frist zum Jah res en de erfol gen.

Be zugs preis: 

Jähr lich 170,00 €, Ein zel heft 8,00 €, inkl. Ver sand kos ten. Für die Mit-

glie der der dem DNo tI bei ge tre te nen No tar kam mern ist der Be zugs preis 

im Mit glieds bei trag ent hal ten. 

Nicht ein ge gan ge ne Exemp la re kön nen nur in ner halb von 6 Wo chen 

nach dem Er schei nungs ter min re kla miert und kos ten frei zu ge sandt wer-

den. Al le im  DNo tI-Re port ent hal te nen Bei trä ge sind ur he ber recht lich 

ge schützt. Mit Aus nah me der ge setz lich zu ge las se nen Fäl le ist die Ver-

wer tung nur mit Ein wil li gung des DNo tI zu läs sig. 

Ver lag: 

Bun des no tar kam mer, Kör per schaft des öff  ent li chen Rechts, Ge schäfts-

stel le Deut sches No tar in sti tut, Ger ber stra ße 19, 97070 Würz burg 

Druck:  

Brigitte Scheiner Druck- und Verlagsservice

Andreas-Bauer-Straße 8, 97297 Waldbüttelbrunn

Lesen Sie den DNotI-Report bereits bis zu zwei Wochen vor Erscheinen auf unserer Internetseite unter
www.dnoti.de


